
ihrer früheren Tätigkeit, ihrer Ausbildung oder der Obliegenheiten, 
die sie in Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberverbänden ausgeübt 
haben, fähig sein, richterliche Aufgaben wahrzunehmen. Sie brau­
chen nicht Berufsrichter zu sein; die Vorsitjenden und stellvertreten­
den Vorsitzenden der Berufungsgerichte müssen jedoch entsprechende 
juristische Befähigung haben.

b) Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber schlagen den Pro­
vinz- oder Landesarbeitsbehörden Anwärter für das Amt des Vor­
sitjenden oder stellvertretenden Vorsitjenden vor. Diese Vertreter 
benennen jeder für sich eine solche Anzahl von Anwärtern, wie sie 
der Zahl der zu besetzenden Stellen entspricht.

c) Die Provinz- oder Landesarbeitsbehörden stellen eine Anwärterliste 
für die Stellen der Vorsitjenden und stellvertretenden Vorsitjenden 
aus den von den Vertretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber ein­
gereichten Vcft-schlagslisten zusammen. Sie können daneben Per­
sonen, die nicht von den Vertretern empfohlen sind, als Anwärter 
Vorschlägen. Nach Beratschlagung mit den obengenannten Ver­
tretern reichen dann die Provinz- oder Landesarbeitsbehörden der 
höchsten Provinz- oder Landesbehörde, zusammen mit den von den 
Vertretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber ursprünglich gemach­
ten Empfehlungen, eine Anwärterliste ein. Die genannte höchste 
Provinz- oder Landesbehörde nimmt sodann die Berufungen vor.

2. Die deutschen Provinz- oder Landesarbeitsbehörden stellen zwei Bei-
sitjerlisten auf:
a) Die Arbeitnehmerbeisitjerliste wird auf Grund der von den im Ge­

richtsbezirk bestehenden Gewerkschaften oder ihren Verbänden ge­
machten Vorschlägen aufgestellt.

b) Die Arbeitgeberbeisitjerliste wird auf Grund der von den Arbeit­
gebern oder den anerkannten Arbeitgeberverbänden des Gerichts­
bezirkes gemachten Vorschlägen auf gestellt.

Artikel VII

1. Die Amtsdauer des Vorsitjenden oder stellvertretenden Vorsitzenden 
eines Arbeitsgerichts beträgt drei Jahre; eine Wiederbestellung ist zu­
lässig.

2. Vorsitjende oder stellvertretende Vorsitzende können von der bestellen­
den Behörde auf Empfehlung einer Disziplinarkammer aus dem Amte 
entfernt werden. Die Disziplinarkammer setjt sich aus einem Vertreter 
der bestellenden Behörde als Vorsitjendem und sechs Vorsitjenden von 
Arbeitsgerichten der betreffenden oder benachbarten Provinzen oder 
Länder als Beisitjer zusammen.

3. Die Befugnis der Zonenbefehlshaber, Personal von Arbeitsgerichten 
abzuset;en oder der Absetjung zuzustimmen, bleibt unberührt.
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